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Aspekte der Anwendung von Fungiziden in Spritzfolgen 
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Aspects as to the use of fungicides in successive treatments in the clearance procedure and under practical 
conditions with special consideration of the maximum number of applications 
Von J. Martin, H. Parnemann, H. Ehle und G. Flick 
Zusammenfassung 
Die sachgerechte Beurteilung eines Fungizides im Zulassungs-
verfahren erfordert die ganzheitliche Betrachtung aller wäh-
rend der Zulassungsprüfung gewonnenen Daten. Hierzu gehö-
ren z.B. die erzielte Erregerreduzierung, Qualität und Ertrag 
der behandelten Pflanzen, phytotoxische Effekte, Einflüsse 
des Mittels auf Umwelt und Naturhaushalt sowie das Rück-
standsverhalten des Mittels. 
Zu dem mit der Zulassung festgelegten Rahmen, innerhalb 
dessen die Fungizide vom Zulassungsinhaber empfohlen wer-
den dürfen ,. gehört die maximale Anwendungshäufigkeit. Sie 
sollte auf den Wirkstoff bezogen sein und sicherstellen , daß 
ein zugelassenes Fungizid bei Ausschöpfung der maximalen 
Anzahl der Anwendungen den zu bekämpfenden Schaderre-
ger auch unter extremen Befallsbedingungen hinreichend 
wirksam bekämpft, ohne daß bei Einhaltung der Wartezeit die 
zulässigen Höchstmengen an Rückständen überschritten wer-
den oder unvertretbare Störungen des Naturhaushaltes auftre-
ten, Die Prüfung der Mittel erfolgt deshalb grundsätzlich in 
homologer Spritzfolge. 
Wird ein Fungizid bei der Zulassung ausnahmsweise (z.B . 
aus Rückstandsgründen) mit einer geringeren als der zur 
Erreichung hinreichender Wirksamkeit erforderlichen maxi-
malen Anzahl an Anwendungen vorgesehen, so daß in der 
Praxis im ungünstigsten Bekämpfungsfall oder auch generell 
ein weiteres Mittel in die Spritzfolge einbezogen werden muß, 
so ist in der Gebrauchsanleitung hierauf hinzuweisen. 
In dringenden und wohlbegründeten Ausnahmefällen kann 
ein Fungizid auch unter Einbeziehung eines weiteren Mittels 
in einer heterologen Spritzfolge geprüft werden. In einem 
solchen Falle werden beide Mittel als Einheit betrachtet. Der 
Zulassungsinhaber des Zweitmittels muß mit dessen Einbezie-
hung in das Zulassungsverfahren des Prüfmittels einverstan-
den sein. 
Das Pflanzenschutzgesetz bietet sowohl Zulassungsinhabern 
als auch Praktikern und Beratung für die Empfehlung und 
Anwendung von Fungiziden in heterologer Spritzfolge ausrei-
chend Handlungsspielraum. Auf haftungsrechtliche Gründe, 
die bei heterologen Spritzfolgen zu Problemen im Schadensfall 
führen können , wird hingewiesen. 
Abstract 
An adequate assessment of a fungicide for clearance requires an 
overall consideration of all data obtained during the clearance proce-
dure. To it belong for instance the degree of disease control, effects on 
quality and yield of treated plants, environment, ecosystem and 
residue behaviour. Clearance itself provides the framework for recom-
mendation of its use by the clearance holder. The framework includes 
the rnaximurn nurnber of applications. This nurnber should be related 
to the active ingredient. lt ensures that a cleared fungicide gives 
sufficient control of a pathogen when using it with its maximum 
number of applications even under extreme conditions of disease 
control, provided the waiting period is observed so that the permis-
sible residue level is not exceeded or no intolerable effects on the 
ecosystem occur. In general, therefore , efficacy testing is done in 
homologous successive treatments. 
In exceptional cases the maximum number of applications during 
one season required for a sufficient efficacy may be reduced in the 
clearance certificate. In this case, in order to obtain full disease control 
in a warst case situation or also general, another fungicide has also to 
be used. Such a case has tobe clearly stated on the labe!. 
Efficacy testing of a fungicide being cleared can also be carried out 
together with another already cleared fungicide in heterologous 
successive treatments (alternate applications), but only in urgent and 
well-founded exceptional cases. Both fungicides will then be consid-
ered as one unit. The clearance holder of the cleared product, how-
ever, must agree to such a procedure. 
The Plant Protection Act provides sufficient freedom for the clear-
ance holders, advisory service and users for recommendation and use 
of fungicides in heterologous succcssive treatments .. Reasons concern-
ing compensation due to damages which may occur in heterologous 
successive treatments are described . 
1. Problembeschreibung 
Der Begriff „Spritzfolge" umschreibt im Pflanzenschutz die 
aufeinanderfolgende Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
zur hinreichenden Bekämpfung eines Schaderregers an einer 
Kulturpflanze während einer Vegetationsperiode. Solche 
Mehrfachanwendungen sind bei Fungiziden besonders häufig 
erforderlich. Bei der Krankheitsbekämpfung im Obst-, Wein-
und Hopfenbau sind sie die Regel. 
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Zwei Arten von Spritzfolgen sind zu unterscheiden 
1.1 Aufeinanderfolgende Anwendung des gleichen Mittels 
( = homologe Spritzfolge). Die Anwendungshäufigkeit und 
-zeitpunkte können dabei fest vorgegeben sein. Beispiel 
Botrytis an Erdbeeren: drei Anwendungen (Beginn, Mitte 
und Ende der Blüte). Sie können aber auch variabel sein in 
der Weise, daß lediglich der Anwendungsbeginn festgelegt ist 
(z.B. Befallsbeginn, Infektionsbeginn), während sich Anzahl 
und Zeitpunkte der weiteren Anwendungen nach der jeweili-
gen Befallsintensität des zu bekämpfenden Schaderregers rich-
ten und zur Ernte hin durch die Wartezeit begrenzt sind. Im 
Weinbau wird in der Regel ab der Primärinfektion mit Plas-
mopara viticola (Rebstadium 12) eine durchgehende Spritz-
folge notwendig, die bis zum Rebstadium 35, Ende August, 
durchgehalten werden muß. Ähnliche mehr oder weniger 
feststehende Regeln hinsichtlich der Anzahl und der Zeit-
punkte der Anwendungen innerhalb des bei der Zulassung 
vorgegebenen Rahmens können sich im Laufe der Zeit auch in 
anderen Fällen ergeben. 
1.2 Aufeinanderfolgende Anwendungen unterschiedlicher 
Mittel ( = heterologe Spritzfolge). Solche Spritzfolgen ergeben 
sich im allgemeinen ebenfalls erst aus der praktischen Erfah-
rung bei der Anwendung der Mittel nach der Zulassung, 
wobei vielfach die Resistenzverhinderung bei den Schaderre-
gern als Ziel im Vordergrund steht. Die Wirksamkeitsprüfung 
erfolgt demgegenüber bei Fungiziden grundsätzlich in homo-
loger Spritzfolge, und dem entsprechend werden die Mittel 
dann auch zugelassen. 
Der somit zwischen Handhabung im Zulassungsverfahren 
und praktischer Anwendung der Mittel scheinbar bestehende 
Widerspruch führt häufig zu Mißverständissen bei Antragstel-
lern, Prüfstellen, Beratung und Praxis. Nachfolgend sollen 
deshalb die für die Prüfung von Fungiziden in homologer 
Spritzfolge maßgebenden Gründe skizziert werden . 
In dem Zusammenhang ist es notwendig, auf die zentrale 
Bedeutung der vom Antragsteller anzugebenden maximalen 
Anzahl der Anwendungen für die Zulassungsprüfung und für 
die Anwendung der Mittel in der Praxis einzugehen. 
2. Grundforderungen an die Fungizide im Zulassungsver-
fahren 
Die gemäß § 11 des Pflanzenschutzgesetzes (ANONYM 1986) 
erforderliche Zulassung wird erteilt, wenn, sinngemäß, das 
Mittel hinreichend wirksam ist und bei bestimmungsgemäßer 
und sachgerechter Anwendung keine der in § 15 des Gesetzes 
näher beschriebenen schädlichen Auswirkungen auf die 
Gesundheit von Mensch und Tier und auf das Grundwasser 
sowie keine unvertretbaren Auswirkungen auf den Naturhaus-
halt hat. 
Die Beurteilung der Wirksamkeit von Fungiziden erfolgt in 
erster Linie anhand der Befallsunterschiede zwischen der 
behandelten und der unbehandelten Variante des jeweiligen 
Versuches während der Versuchsdauer und bei deren 
Abschluß, der häufig mit dem Vegetationsende der Kultur 
zusammenfällt. In den meisten Fällen spielt dabei die durch 
die Fungizidanwendung bewirkte quantitative und qualitative 
Ertragsbeeinflussung (u. a . Geruch und Geschmack) eine für 
die Beurteilung wesentliche Rolle. Die qualitative Beeinflus-
sung, insbesondere bei Wein, wird jedoch getrennt geprüft 
und wird auch im Zulassungsverfahren getrennt beurteilt. 
Die Unbedenklichkeit eines Pflanzenschutzmittels gegen-
über Mensch und Tier wird im Zulassungsverfahren anhand 
von Kriterien geprüft, denen der z. Z. geltende wissenschaftli-
che Erkenntnisstand zugrunde liegt. Hierzu gehört die direkte 
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Prüfung des verwendeten Wirkstoffes im Tierversuch (akute 
Toxizität bzw. Langzeit-Toxizität) . Über den „no effect level" 
wird die duldbare Tagesdosis für Mensch und Tier bestimmt 
und daraus schließlich unter Einbeziehung der Verzehrsmen-
gen der behandelten Erntegüter und der in kontrollierten 
Rückstandsversuchen ermittelten Rückstandswerte , in diesem 
Falle den Höchstmengenwerten, die zulässige Gesamtmenge 
an Wirkstoff errechenbar, die für Mensch und Tier akzeptier-
bar ist. In diesem Zusammenhang müssen auch ähnliche Wirk-
stoffe, die über gleiche Wirkstofffragmente bestimmbar sind 
und aus Fungiziden zur Bekämpfung anderer Schaderreger an 
der gleichen Kulturpflanze stammen können, mitbetrachtet 
werden. Diese Art der summarischen Rückstandsbildung wird 
in der Praxis nicht immmer gesehen und berücksichtigt. 
Rückstandsüberschreitungen im Erntegut verstoßen gegen 
die Höchstmengenverordnung, wenn auch überhöhte Rück-
stände in der Regel nicht mit der Gefahr einer gesundheitli-
chen Schädigung gleichgesetzt werden können. Der Anwen-
der macht sich strafbar, wenn bei Handelskontrollen unzuläs-
sig hohe Wirkstoffrückstände festgestellt werden. Somit ist die 
Einhaltung der Höchstmengen für die Zulassungsentschei-
dung von ausschlaggebender Bedeutung. Ihre Beurteilung ist 
wie die der Wirksamkeit nur anhand des über den gesamten 
Bekämpfungszeitraumes applizierten Mittel- bzw. Wirkstoff-
aufwandes möglich, was gleichzeitig auch bedeutet , daß die 
Einbeziehung eines weiteren Fungizides in die Anwendungs-
folge eines Prüfmittels dessen Wirksamkeitsbeurteilung 
nahezu unmöglich machen würde. 
3. Folgerungen für die Beschreibung des Anwendungs-
gebietes in der Zulassungsprüfung von Fungiziden 
Wie alles, was an Fremdstoffen in die Umwelt gelangt, können 
z.B. auch Fungizide und deren Metabolite den Eintrag von 
chemischen Stoffen in Boden, Luft usw. mehr oder weniger 
stark beeinflussen. Die Intensität dieser Beeinflussung ist 
nicht zwangsläufig abhängig von der spezifischen Wirkung 
dieser Stoffe , sondern u. a. von der Beständigkeit und Mobili-
tät derselben z.B. in Pflanzen und Böden und damit ggf. von 
ihrem Übergang in Nahrungsketten. Toxische Wirkungen 
eines Mittels auf den Naturhaushalt können deshalb aus des-
sen Wirksamkeit als Pflanzenschutzmittel kaum abgeleitet 
werden. Es bedarf hierzu gesonderter, weiterführender und 
langwieriger Untersuchungen. Querverbindungen zur Wirk-
samkeitsprüfung und zur Beurteilung der Rückstände in Ern-
tegut, Boden, Luft, Wasser und damit im Naturhaushalt erge-
ben sich jedoch insofern, als in den genannten Fällen mögliche 
Effekte ebenfalls von Dosis und Anwendungshäufigkeit 
(sowie Ausbringungsart) des Mittels bestimmt werden. 
Zu den für eine sachgerechte Prüfung notwendigen 
Beschreibungen des Anwendungsgebietes gehören deshalb die 
Angabe der Dosis, des zeitlichen Abstandes der Anwendun-
gen und der Anwendungshäufigkeit. Letztere Angabe gilt in 
der Wirksamkeitsprüfung nur als Richtwert für die Versuchs-
ansteller. Insofern schwankt die Anzahl der tatsächlichen 
Anwendungen von Versuch zu Versuch entsprechend den 
jeweiligen Gegebenheiten. Die Anzahl ist erregerspezifisch 
und von der Wirksamkeit des Mittels pro Anwendung, seiner 
Dosierung und Wirkungsdauer sowie von standardspezifi-
schen Bedingungen wie Klima, Boden usw. abhängig. Aus 
dieser Abhängigkeit ergibt sich: 
Je geringer Wirksamkeit pro Anwendung und Wirkungs-
dauer sind, desto höher müssen die notwendige Dosis und 
Anwendungshäufigkeit eines Mittels sein. Desto höher wird 
zwangsläufig auch der Wirkstoffeintrag sowohl auf das pflanz-
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liehe Material als auch ganz allgemein in den Naturhaushalt 
sein. 
Mehr als die unter „normalen" Befallsbedingungen erfor-
derliche Anzahl an Bekämpfungsmaßnahmen interessiert im 
Zulassungsverfahren bei Fungizidien die Anzahl, die erforder-
lich ist, um den ungünstigsten Bekämpfungsfall („warst case") 
abzudecken. Diese sogenannte „maximale Anzahl" der 
Anwendungen ist vom Antragsteller verbindlich anzugeben. 
Sie ist einerseits obere Grenze der Anwendungshäufigkeit in 
der Wirksamkeitsprüfung und andererseits Grundlage für die 
Beurteilung der durch die Anwendung des Mittels im Erntegut 
verbleibenden Rückstände. 
Da der Antragsteller darauf bedacht ist, daß das Prüfmittel 
ein möglichst gutes Ergebnis in der Prüfung auf Wirksamkeit 
und Unbedenklichkeit erzielt, kommt er bei der Präsentation 
seines Mittels häufig in Schwierigkeiten. Eine sichere Doku-
mentation der Wirksamkeit unter Berücksichtigung des „worst 
case" erfordert nämlich unter Umständen eine Zahl von 
Anwendungen, die aus der Sicht der Rückstandssituation und 
der Belastung des Naturhaushaltes zu Komplikationen bei der 
Zulassung führen kann. Darüber hinaus kann eine in der 
Wirksamkeitsprüfung den ungünstigsten Bekämpfungsfall 
abdeckende und deshalb aus Sicherheitsgründen gewählte 
hohe maximale Anzahl an Anwendungen den Eindruck man-
gelnder Wirksamkeit im Vergleich mit Konkurrenzprodukten 
vermitteln. 
Für die Festlegung der maximalen Anzahl der Anwendun-
gen eines Fungizides ergeben sich somit zusammenfassend für 
den Antragsteller folgende Kriterien: 
- möglichst hohe Anwendungshäufigkeit im Interesse der 
Wirksamkeit auch unter erschwerten Befallsbedingungen 
- möglichst wenig Anwendungen aus Rückstandsgründen 
- möglichst wenig Anwendungen zur Vermeidung unnötiger 
Belastungen des Naturhaushaltes 
- möglichst wenig Anwendungen aus Gründen der Konkur-
renzfähigkeit gegenüber Wettbewerbsprodukten. 
Die maximale Anzahl der Anwendungen gewinnt somit im 
Zulassungsverfahren der Fungizide eine entscheidende 
Bedeutung. Daraus ergeben sich Konsequenzen sowohl für 
Antragsteller und Prüfstellen im Zulassungsverfahren als auch 
für Zulassungsinhaber, Beratung und Anwender beim späte-
ren praktischen Umgang mit dem Fungizid. 
4. Konsequenzen aus der vorgegebenen maximalen 
Anzahl der Anwendungen 
- für Antragsteller und Prüfstellen 
Trotz der engen Abhängigkeit zwischen der zur wirkungsvol-
len Bekämpfung eines Schaderregers notwendigen Anwen-
dungshäufigkeit, den damit auf dem Erntegut verbleibenden 
Rückständen und der Belastung des Naturhaushaltes lassen 
sich diese Aspekte in der Zulassungsprüfung nur schwerlich in 
einem Arbeitsgang untersuchen. Wie bereits ausgeführt, spielt 
hinsichtlich der Rückstandsbelastung der ungünstigste 
Bekämpfungsfall die entscheidende Rolle. Das bedeutet im 
einzelnen, daß unter Ausschöpfung der vorgegebenen maxi-
malen Anzahl der Anwendungen mit geringstem Abstand 
zwischen den Einzelbehandlungen, bei spätestmöglicher Aus-
bringung des Mittels, unabhängig von den Klimabedingungen 
und der Wirksamkeitsbeurteilung gearbeitet werden muß. 
Allerdings lassen sich die für den ungünstigsten Bekämp-
fungsfall notwendigen Voraussetzungen, wie z.B. Temperatur 
und Niederschlag, auch in zweijährigen Versuchen nicht belie-
big einstellen, und somit können auch die unter den jeweiligen 
Witterungsbedingungen unterschiedlichen Einflüsse des Wirk-
stoffabbaues (z. B. durch Hydrolyse) nur annährend simuliert 
werden. Das bedeutet, daß die aus diesen Versuchen erhalte-
nen Rückstandswerte sowohl höher als auch niedriger liegen 
können, als dies unter den realen Bedingungen eines extremen 
Befalls und den dabei wirkenden Abbaumechanismen der Fall 
wäre. Bei daraus ableitbaren zu hohen Rückständen bzw. 
„hohen Höchstmengen" ergäbe sich ein zusätzlicher Sicher-
heitsfaktor, respektive bei zu niedrigen Höchstmengenwerten 
die Gefahr späterer Änderungen der Zulassungsbedingungen 
(z.B. Einschränkung des Zulassungsumfanges, Verlängerung 
der Wartezeit oder gar Entzug der Zulassung zum Vertrieb) . 
Der Antragsteller muß in diesem Zusammenhang auch 
berücksichtigen, daß der gleiche Wirkstoff unter Umständen 
sowohl im gleichen als auch in einem anderen Mittel zur 
Bekämpfung weiterer Krankheitserreger an der gleichen Kul-
turpflanze eingesetzt wird oder werden soll und dann die 
insgesamt mögliche Anwendungshäufigkeit bei der Beurtei-
lung der Rückstandssituation zugrunde zu legen ist. 
Werden im Zulassungsverfahren bei der vom Antragsteller 
vorgegebenen maximalen Anzahl an Anwendungen, unter 
Einbeziehung einer praxisgerechten Wartezeit, Rückstände 
erhalten, die zur Überschreitung der zulässigen Höchstmen-
genwerte führen, kann das Fungizid nicht zugelassen werden. 
Es liegt nahe, im letzteren Fall die vorgesehene maximale 
Anzahl der Anwendungen soweit zu reduzieren und die 
Anwendungstermine zu dehnen, bis die Höchstmengenwerte 
einhaltbar werden. Das bedeutete allerdings, daß die hinrei-
chende Wirksamkeit unter Umständen nicht mehr gewährlei-
stet wäre , so daß das Fungizid nun aus diesem Grunde nicht 
zugelassen werden bzw. bei bereits bestehender Zulassung 
diese nicht um das betreffende Anwendungsgebiet erweitert 
werden könnte. 
Aus dem dargelegten Zusammenhang ergibt sich für den 
Versuchsansteller die Notwendigkeit, sich der Zusammen-
hänge zwischen Wirksamkeit und Rückstandsverhalten bei der 
Durchführung der Prüfung bewußt zu sein. Das bedeutet im 
Falle stärkeren Befalls, entweder die Bekämpfungsmaßnah-
men ohne Rücksicht auf das noch vorhandene Befallspotential 
zu beenden, sobald die vorgegebene maximale Anzahl der 
Anwendungen erreicht ist, oder aber die Anwendungen so 
weit weiterzuführen , wie es die wirkungsvolle Bekämpfung 
des Schaderregers erfordert und diese Anzahl im Prüfbericht 
mitzuteilen, so daß der Sachverhalt bei der Beurteilung des 
Mittels durch die Zulassungsbehörde deutlich erkennbar wird . 
- für den Zulassungsinhaber 
Im Rahmen der Kennzeichnungsauflagen nach § 20 Pflanzen-
schutzgesetz ist die maximale Anzahl der Anwendungen bei 
der Beschreibung des betreffenden Anwendungsgebietes in 
der Gebrauchsanleitung von Fungiziden anzugeben. Sie wird 
Bestandteil der Zulassung. Das bedeutet, daß der Zulassungs-
inhaber das Mittel auch in der Werbung nicht mit einer 
höheren als der mit der Zulassung vorgesehenen maximalen 
Anzahl der Anwendungen empfehlen darf. 
für Beratung und Praxis 
„Gute fachliche Praxis" bei der Anwendung der Mittel , wie sie 
nach§ 6 Pflanzenschutzgesetz gefordert wird, schließt die Ein-
haltung der Gebrauchsanleitung mit ein. Aufgrund der rechtli-
chen Konsequenzen , die sich aus der Zulassung ergeben, ist es 
für die Beratung aber zulässig, ein Mittel nach bestem Wissen 
und Gewissen auch in höherer als der bei der Zulassung 
vorgesehenen maximalen Anzahl der Anwendungen zu emp-
fehlen, wobei die Einhaltung festgelegter Wartezeiten voraus-
gesetzt wird. Das gleiche gilt hinsichtlich der Anwendung 
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durch den Praktiker. Damit übernehmen jedoch Beratung und 
Praktiker ein erhebliches Risiko. Sie laufen Gefahr, daß 
gesetzliche Regelungen oder Verordnungen, wie beispiels-
weise die Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
PHmV (ANONYM 1982), verletzt werden, Schäden an den 
behandelten Pflanzen oder schädliche Auswirkungen derart 
auftreten, wie sie § 6 Pflanzenschutzgesetz beschreibt. 
Wie bereits ausgeführt, ist eine solche Überschreitung der in 
der Gebrauchsanleitung angegebenen maximalen Anzahl der 
Anwendungen in aller Regel nicht notwendig, denn grundsätz-
lich können Beratung und Anwender davon ausgehen, daß bei 
der angegebenen maximalen Anwendungshäufigkeit hinrei-
chende Wirksamkeit und Einhaltung der Höchstmengen im 
Erntegut sowie Vertretbarkeit der Anwendungen bezüglich 
des Naturhaushaltes gewährleistet sind. 
Für die Zulassungsbehörde ergibt sich daraus die Notwen-
digkeit, dort, wo aus übergeordneten Gründen von dem 
geschilderten Prinzip abgewichen werden muß, dies als Aus-
nahme bei der Beschreibung des Mittels deutlich kenntlich zu 
machen. 
5. Ausnahmen 
Ausnahmen von der bisher beschriebenen grundsätzlichen 
Regelung können sich dann ergeben, wenn an der Zulassung 
des Prüfmittels ein besonderes praktisches Interesse besteht 
(z.B. Lückenindikationen). 
Hinsichtlich der Wirksamkeit gilt hier die Überlegung, daß 
der Begriff „hinreichende" Wirksamkeit eine Wirksamkeit 
beinhaltet, die abhängig ist vom Stande der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse. In vielen Fällen läßt sie sich nicht in einer 
objektiven Maßzahl ausdrücken. Maßgebend ist dann der 
Stand der auf dem Markt befindlichen Fungizide. In Fällen 
fehlender Vergleichsmittel, wie es beispielsweise bei „Lücken-
indikationen" (HERFS, 1983) der Fall ist, könnte das Prüfmit-
tel deshalb bereits bei relativ geringer Wirksamkeit als „hinrei-
chend" wirksam angesehen werden. 
Eine derartige „relativierte Wirksamkeit" hat zur Folge, 
daß das betreffende Anwendungsgebiet bei der Zulassung mit 
besonderen Hinweisen, wie z. B. „nur zur Minderung des 
Befalls", gekennzeichnet wird . 
Dem Problem der Rückstandsüberschreitung bei der aus 
Wirksamkeitsgründen notwendigen maximalen Anwendungs-
häufigkeit kann - allerdings nur in Fällen, in denen ein überge-
ordnetes Interesse an der Zulassung des betreffenden Mittels 
besteht - dadurch begegnet werden, daß das Fungizid mit der 
auf den ungünstigsten Bekämpfungsfall („worst case") abge-
stimmten maximalen Anzahl der Anwendungen auf seine 
Wirksamkeit geprüft wird. Erweist sich das Mittel als hinrei-
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chend wirksam, so kann das Anwendungsgebiet bei der Zulas-
sung vorgesehen werden, jedoch nur mit der der Rückstands-
situation angepaßten maximalen Anwendungshäufigkeit. 
D abei ist im Einzelfall abzuwägen, inwieweit die Gefahr miß-
bräuchlicher Anwendung ( = Anwendung unter Mißachtung 
der bei der Zulassung vorgesehenen Anwendungsmodalitä-
ten) dem geltend gemachten übergeordneten Interesse entge-
gensteht und die Zulassung somit verweigert werden muß. 
Wie bereits angedeutet, ist aus Gründen des Vertrauensschut-
zes für Beratung und Praxis ein solches von der Zulassungs-
norm abweichendes Verfahren bei der Beschreibung des 
Anwendungsgebietes besonders zu kennzeichnen. 
Auf die Schwierigkeit, ein zweites Fungizid zur Ergänzung 
des Prüfmittels in die Zulassungsprüfung einzubeziehen, 
wurde eingangs bereits hingewiesen. Die Prüfung von Pflan-
zenschutzmitteln in einer solchen heterologen Spritzfolge sieht 
das Pflanzenschutzgesetz aber auch nicht vor. Die Zulassung 
ist gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 vielmehr zu erteilen, wenn die 
Prüfung „des Mittels" u. a. ergibt, daß dessen Wirksamkeit 
dem Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse und der 
Technik entspricht. Haftungsrechtliche Probleme (z. B. even-
tuelle Regreßansprüche im Falle von Schäden) sind dabei 
ebenfalls zu bedenken. 
Sofern in dringenden und wohlbegründeten Ausnahmefäl-
len trotzdem ein zweites Fungizid in die Zulassungsprüfung 
des Prüfmittels einbezogen werden müßte, wäre das zu ver-
wendende Zweitmittel ebenfalls genauestens mit seinen 
Anwendungsparametern zu beschreiben. Beide in Frage kom-
menden Fungizide würden im Prüfverfahren gewissermaßen 
zu einer Einheit und auch als solche unter Beschreibung der 
Anwendungsdosis und -häufigkeit zugelassen. 
Aus haftungsrechtlichen Gründen muß der Zulassungsinha-
ber des Zweitmittels mit der Einbeziehung seines Präparates 
in das Zulassungsverfahren des Prüfmittels einverstanden 
sein. 
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